
  
    
      
    
  


    
      

      Der Kapitalismus, so Slavoj Žižek, gleiche einer Comicfigur, die stolz über den Dachfirst hinaus ins Leere läuft – um dann jäh abzustürzen. In seinem neuen, kämpferischen Buch setzt sich Žižek mit den Perspektiven der Linken auseinander: Er entlarvt die Widersprüche des Neoliberalismus, diskutiert die Positionen von Alain Badiou und Antonio Negri und erklärt, warum wir angesichts von Wirtschaftskrise, Biotechnologie und Umweltkollaps der Diktatur des Proletariats eine neue Chance geben sollten. Dabei erweist er sich wieder einmal als das externe Hirn seiner Leser: Er sieht die Filme, registriert die Nachrichten und macht sich darüber die Gedanken, für die wir keine Zeit haben.

      Slavoj Žižek ist Professor für Philosophie an der Universität Ljubljana in Slowenien. Im Suhrkamp Verlag erschienen zuletzt: Parallaxe (2006), Die politische Suspension des Ethischen (es 2414) und Die Revolution steht bevor. Dreizehn Versuche über Lenin (es 2298).
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      Als Alain Badiou einmal bei einem meiner Vorträge im Publikum saß, fing plötzlich sein Handy an zu klingeln (und was noch schlimmer war: Es war mein Handy – ich hatte es ihm geliehen). Anstatt es auszuschalten, unterbrach er mich sachte und bat mich, doch bitte ein wenig leiser zu sprechen, damit er seinen Gesprächspartner am Telefon besser verstehen könnte ... Wenn das, was Alain tat, kein Akt wahrer Freundschaft war, dann weiß ich nicht, was Freundschaft ist. Daher ist dieses Buch Alain Badiou gewidmet.

    

    
    Vorrede: Das eine Mal als Tragödie, das andere Mal als Farce

    Marx eröffnet seinen Achtzehnten Brumaire mit einer Korrektur der Hegelschen Idee, nach der sich Geschichte notwendig wiederhole: Hegel habe vergessen hinzuzufügen, daß sie sich zunächst als Tragödie und dann als Farce ereigne. Gilt das nicht auch für die zwei Ereignisse, die den Anfang und das Ende der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts kennzeichnen, die Terroranschläge des 11. September und die Finanzkrise von 2008?

    Die Ähnlichkeiten der Sprache, in der Präsident George W. Bush nach dem 11. September und nach der Finanzkrise seine Ansprachen an das amerikanische Volk hielt, sind nicht zu übersehen: Sie klingen wie zwei Versionen derselben Rede. Beide Male beschwor er die Bedrohung des American way of life und die Notwendigkeit schnellen und entschiedenen Eingreifens, um der Gefahr Herr zu werden. Beide Male forderte er die teilweise Aufhebung US-amerikanischer Werte, um genau diese Werte zu schützen. Woher aber rührt diese Ähnlichkeit?

    Am 11. September wurden die Twin Towers getroffen; zwölf Jahre früher, am 9. November 1989, fiel die Berliner Mauer. Der 9. November kündigte die »fröhlichen Neunziger« an, die trügerische Realisierung der Utopie, die Francis Fukuyama mit seiner Formulierung vom »Ende der Geschichte« entworfen hatte: Die liberale Demokratie habe im Prinzip gewonnen, die Suche sei vorüber, die Ankunft einer globalen liberalen Weltgemeinschaft stehe vor der Tür, auf dem Weg zu diesem überzeichneten Hollywood-Happy-End gebe es nur noch letzte empirische und letztlich kontingente Hindernisse (nämlich einige lokale Widerstandsnester, deren Anführer nur noch nicht begriffen hätten, daß ihre Zeit vorüber sei). Der 11. September dagegen markiert das Ende der fröhlichen Neunziger, der Clinton-Jahre, er kündigt eine Ära an, in der überall neue Mauern auftauchen – zwischen Israel und dem Westjordanland, um die Europäische Union herum, an der Grenze zwischen den USA und Mexiko.

    Es hat jedoch den Eindruck, als müsse Fukuyamas Vision zweimal sterben: Der Zusammenbruch der liberal-demokratischen politischen Utopie am 11. September stellte die ökonomische des globalen Marktkapitalismus nicht infrage. Doch wenn die Finanzkrise von 2008 einen historischen Sinn hat, dann jenen, daß sie nun auch das Ende der ökonomischen Aspekte von Fukuyamas Entwurf einläutet.

    1.

    Das führt uns zu Marx’ Paraphrase von Hegel zurück: Man sollte sich in Erinnerung rufen, daß Herbert Marcuse in seiner Einleitung zu einer Ausgabe des Achtzehnten Brumaire in den sechziger Jahren noch einen Schritt weiter ging: Manchmal könne die Wiederholung im Gewand der Farce furchterregender sein als die ursprüngliche Tragödie. Durch ihren furchterregend komischen Charakter machte es die Finanzkrise unmöglich, die offenkundige Irrationalität des globalen Kapitalismus zu ignorieren – wie Alain Badiou es prägnant ausgedrückt hat:

    »Von gewöhnlichen Bürgern wird bedingungslos verlangt zu ›verstehen‹, daß es vollkommen unmöglich sei, das finanzielle Loch in der Sozialversicherung zu stopfen, daß man aber, ohne nachzuzählen, Milliarden in das Bankenloch stopfen müsse. Wir sollen allen Ernstes zustimmen, daß es anscheinend für niemanden mehr in Betracht kommt, eine Fabrik, und zwar eine mit Tausenden von Arbeitern, zu verstaatlichen, die sich aufgrund der Marktkonkurrenz in wirtschaftliche Schwierigkeiten manövriert hat, daß das gleiche aber völlig auf der Hand liege bei einer Bank, die sich durch Spekulation ruiniert hat.«1

    Man sollte diese Aussage verallgemeinern: Wenn es um die Bekämpfung von AIDS, Hunger, Wassermangel, globaler Erwärmung usw. geht, gibt es, obwohl wir die Dringlichkeit dieser Probleme erkennen, immer genug Zeit, um zu überlegen und um Entscheidungen zu vertagen (man erinnere sich, daß viele Beobachter sich darin einig waren, daß es das wichtigste und absolut begrüßenswerte Ergebnis des letzten Klimagipfels auf Bali gewesen sei, sich in zwei Jahren erneut treffen zu wollen, um dann die Gespräche fortzuführen ...) – aber bei der Finanzkrise mußte unbedingt sofort gehandelt werden, man trieb sofort eine Summe auf, die jenseits aller Vorstellungskraft liegt. Die Rettung bedrohter Tierarten, die Rettung des Planeten vor der globalen Erwärmung, die Rettung von AIDS-Patienten oder von Kranken, die aufgrund des Mangels an Geld für teure Behandlungen oder Operationen sterben, die Rettung verhungernder Kinder – das alles kann ein bißchen warten, aber der Ruf »Rettet die Banken!« ist ein bedingungsloser Imperativ, der nach sofortigem Eingreifen schreit, und das auch noch erfolgreich. In diesem Fall war die Panik absolut, eine transnationale und überparteiliche Position wurde sofort gefunden und jeglicher Groll zwischen den Weltmächten war augenblicklich vergessen, als es darum ging, DIE Katastrophe abzuwenden. (Und diese vielgelobte Überparteilichkeit bedeutet im übrigen letzten Endes nichts anderes, als daß sogar die demokratischen Verfahren de facto außer Kraft gesetzt wurden: Es war keine Zeit für normale parlamentarische Prozeduren; diejenigen, die den Plan im amerikanischen Kongreß zunächst ablehnten, wurden bald gezwungen, mit der Mehrheit zu marschieren.) Und vergessen wir außerdem nicht, daß diese unvorstellbare Geldsumme nicht für eine »reale« Maßnahme ausgegeben wurde, sondern allein, um das Vertrauen in die Märkte wieder herzustellen – es ging also um eine Sache des Glaubens! Bedarf es eines weiteren Beweises dafür, daß das Kapital das Reale unseres Lebens ist, ein Reales, dessen Forderungen viel absoluter sind als selbst die dringlichsten Forderungen unserer sozialen und natürlichen Realität?

    Vergleichen wir die 700 Milliarden, die allein die USA mobilisiert haben, um das Bankensystem zu stabilisieren, mit der Tatsache, daß die reichen Nationen von den 22 Milliarden Dollar, die sie zugesichert haben, um die Landwirtschaft der ärmeren Nationen in diesem Jahr der Nahrungsmittelkrise zu unterstützen, nur 2,2 Milliarden bereitgestellt haben. Und dieses Mal kann man die Schuld für die Krise nicht auf die üblichen Verdächtigen (Korruption, Ineffizienz oder interventionistische Regierungen in der Dritten Welt) schieben – sie hängt im Gegenteil direkt mit der Globalisierung der Landwirtschaft zusammen. Darauf hat kein Geringerer (so berichtete es die Associated Press am 23. Oktober 2008) hingewiesen als Bill Clinton in einer Rede, die er am Welternährungstag vor einer UN-Versammlung zur Nahrungskrise hielt. Die Rede hatte den bezeichnenden Titel »›We blew it.‹ On global food«, und ihre Quintessenz war, daß die derzeitige globale Nahrungsmittelkrise zeige, daß »wir – ich eingeschlossen, als ich noch Präsident war – es vergeigt haben«, indem wir zugelassen hätten, so Clinton, daß Nahrungsmittel als Waren behandelt werden und nicht als etwas, worauf die Armen dieser Welt ein prinzipielles Recht haben. Er gab die Schuld ausdrücklich nicht einzelnen Staaten oder Regierungen, sondern der langfristigen globalen Politik des Westens, die von den USA und der Europäischen Union diktiert und über Jahrzehnte von der Weltbank, dem Internationalen Währungsfond und anderen internationalen Institutionen umgesetzt wurde; diese Politik zwang afrikanische und asiatische Regierungen, Kredite nicht für Düngemittel, verbessertes Saatgut und andere landwirtschaftliche Investitionen zu vergeben. Das führte zum massenhaften Anbau von Gütern für den Export auf den ertragreichsten Böden, mit der Folge, daß diese Länder nicht länger in der Lage waren, sich selbst mit Nahrungsmitteln zu versorgen. Das Ergebnis dieser »strukturellen Anpassung« war die Integration lokaler Landwirtschaften in die globale Ökonomie: Während die Ernte exportiert wurde, mußten die Bauern ihr Land aufgeben und in Ghettos abwandern, wo sie nun als billige Arbeitskräfte für ausgelagerte sweat shops zur Verfügung stehen. Gleichzeitig sind diese Länder nun auf Lebensmittelimporte angewiesen. Auf diese Weise werden sie in postkolonialer Abhängigkeit gehalten, sie sind viel stärker als früher den Schwankungen auf den globalen Märkten ausgesetzt – der sprunghafte Anstieg der Getreidepreise (bei dem auch die Tatsache eine Rolle spielte, daß immer mehr Getreide als Biokraftstoff Verwendung findet) hat von Haiti bis Äthiopien Hungersnöte ausgelöst. Clinton sagte zu Recht, daß »Nahrungsmittel keine Ware wie andere sind« und wir deshalb »zu einer Politik zurückkehren müssen, welche die möglichst weitgehende Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln in den Mittelpunkt stellt. Es ist Wahnsinn, zu glauben, wir könnten die Entwicklung von Ländern auf der ganzen Welt fördern, ohne sie in die Lage zu versetzen, sich selbst zu ernähren.« An dieser Stelle muß man wenigstens zwei Dinge ergänzen: Erstens, daß die entwickelten Länder des Westens sehr wohl ihre eigene Autarkie verteidigen, indem sie ihren Bauern Subventionen zahlen usw. (man bedenke, daß die Agrarsubventionen mehr als die Hälfte des Budgets der EU ausmachen) – der Westen selbst hat die Politik der »möglichst weitgehenden Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln« also nie aufgegeben. Zweitens sollte man sich klarmachen, daß die Liste der Dinge, die keine »Waren wie andere« sind, noch wesentlich länger ist: Es geht nicht nur um Lebensmittel, sondern auch um Verteidigung (das wissen die »Patrioten« nur zu genau), Wasser, Energie, die Umwelt insgesamt, Kultur und Erziehung, das Gesundheitssystem ... Wer soll hier über Prioritäten entscheiden, nach welchen Regeln soll überhaupt entschieden werden, wenn wir sie nicht länger dem freien Markt überantworten können? An dieser Stelle müssen wir noch einmal den Kommunismus ins Spiel bringen.

    2.

    Noch dringlicher wird diese Frage angesichts der Situation in den Ländern der Dritten Welt. Es gibt eine alte Anekdote über eine Gruppe von Ethnologen, die auf der Suche nach einem mysteriösen Stamm, der Gerüchten zufolge einen gruseligen Totentanz mit Masken aus Schlamm und Holz praktizierte, in das Herz der Finsternis Neuseelands vordrangen. Eines Tages erreichten sie endlich spät am Abend den Stamm. Sie erklärten den Eingeborenen mit Händen und Füßen, was sie suchten, und legten sich schlafen; am nächsten Morgen führten die Stammesmitglieder einen Tanz auf, der all ihren Erwartungen entsprach, und so konnten die Ethnologen zufrieden in die Zivilisation zurückkehren und einen Bericht über ihre Entdeckung schreiben. Unglücklicherweise besuchte aber einige Jahre später eine andere Expedition den gleichen Stamm, versuchte ernsthafter, mit den Menschen zu kommunizieren, und erfuhr die Wahrheit über die erste Expedition: Die Stammesmitglieder hatten irgendwie verstanden, daß die Fremden einen furchterregenden Totentanz sehen wollten. Also bastelten sie, geleitet von ihrem hohen Sinn für Gastfreundschaft und der Hoffnung, ihre Gäste nicht zu enttäuschen, die ganze Nacht hindurch an den Masken und studierten einen erfundenen Tanz ein, um die Ethnologen zufriedenzustellen – die Europäer, die einen Blick auf ein seltsames exotisches Ritual zu erhaschen meinten, bekamen tatsächlich eine hastig improvisierte Aufführung ihres eigenen Wunsches präsentiert ...

    Passiert heute im Kongo nicht etwas ganz Ähnliches, in einem Land, das sich wieder zum afrikanischen Herz der Finsternis entwickelt? Die Titelgeschichte des Nachrichtenmagazins Time vom 5. Juni 2006 trug die Überschrift »The deadliest war in the world«, es handelte sich um eine detaillierte Dokumentation darüber, wie im Kongo innerhalb der letzten zehn Jahre ungefähr vier Millionen Menschen im Zusammenhang mit politischer Gewalt gestorben sind.

    Es folgte nicht der übliche humanitäre Aufschrei, sondern nur ein paar Leserbriefe – als ob eine Art Filtermechanismus verhinderte, daß diese Nachricht ihre volle Schockwirkung entfalten konnte. Time setzte, um es zynisch zu formulieren, auf das falsche Opfer im Kampf um die mediale Vorherrschaft in Sachen Leid – man hätte bei der Liste der üblichen Verdächtigen bleiben sollen: der Notlage muslimischer Frauen, der Unterdrückung in Tibet ... Kongo hat sich heute gewissermaßen wieder in das Conradsche »Herz der Finsternis« verwandelt: Niemand wagt es, das Thema frontal anzugehen. Der Tod eines Palästinenserkinds aus dem Westjordanland, ganz zu schweigen von einem Israeli oder einem Amerikaner, ist medial tausendmal mehr wert als der Tod eines namenlosen Kongolesen. Warum diese Ignoranz?

    Am 30. Oktober 2008 berichtete Associated Press, Laurent Nkunda, der Rebellengeneral, der die Hauptstadt einer östlichen Provinz, Goma, belagert, habe gesagt, er wolle direkte Gespräche mit der Regierung führen über seine Einwände gegen einen Milliardendeal, der China im Austausch gegen den Bau einer Bahnstrecke und einer Autobahn Zugang zu den gewaltigen Bodenschätzen sichern würde. So problematisch (weil neokolonial) dieser Deal auch sein mag, er stellt eine entscheidende Bedrohung der Interessen lokaler Kriegsherren dar, weil sein Erfolg die infrastrukturellen Grundlagen für die Demokratische Republik Kongo als einen funktionsfähigen, geeinten Staat schaffen würde.

    Zuvor hatte im Jahr 2001 eine UN-Untersuchung zur illegalen Ausbeutung natürlicher Ressourcen im Kongo gezeigt, daß es bei dem Konflikt im Land hauptsächlich um den Zugang zu, die Kontrolle über und den Handel mit den fünf wichtigsten Bodenschätzen geht: Coltan, Kobalt, Kupfer, Gold und Diamanten. Laut dieser Studie beuten lokale Kriegsherren die Ressourcen des Landes »systematisch und systemisch« aus, insbesondere die Warlords aus Uganda und Ruanda (knapp gefolgt von jenen aus Simbabwe und Angola) hätten ihre Soldaten in eine Busineßarmee verwandelt: Ruandas Armee habe innerhalb von 18 Monaten mindestens 250 Millionen Dollar mit dem Verkauf von Coltan verdient, das für die Produktion von Handys und Laptops benötigt wird. Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, daß der andauernde Bürgerkrieg und die Desintegration des Kongo »eine ›Win-Win‹-Situation für alle Kriegsteilnehmer geschaffen hat. Der einzige Verlierer dieses riesigen geschäftlichen Unterfangens ist das kongolesische Volk.«

    Hinter der Fassade ethnischer Konflikte entdecken wir also die Konturen des globalen Kapitalismus. Seit dem Sturz Mobutus gibt es in diesem Land kein funktionierendes Staatswesen mehr; gerade der Osten des Kongos besteht aus einer Vielzahl von Territorien, die von Warlords beherrscht werden, die einen Flecken Land mit einer Armee kontrollieren, in der regelmäßig drogenabhängige Kinder kämpfen; jeder dieser Kriegsherren unterhält Geschäftsverbindungen zu einem ausländischen Unternehmen, das (in der Hauptsache) die Bodenschätze der Region ausbeutet. Von diesem Arrangement profitieren beide Seiten: Das Unternehmen erhält die Abbaurechte, ohne Steuern bezahlen zu müssen, der Warlord bekommt Geld ... Die Ironie liegt darin, daß die meisten dieser Bodenschätze, wie etwa das Coltan, in High-Tech-Produkten Verwendung finden – kurz: Vergeßt die angeblich wilden Bräuche der Bevölkerung vor Ort! Wenn man die ausländischen High-Tech-Firmen einmal aus der Gleichung streicht, fällt das ganze Kartenhaus der ethnischen Konflikte, die vorgeblich von alten Leidenschaften angetrieben werden, in sich zusammen.

    Eine besondere Ironie der Geschichte besteht darin, daß zu den größten Ausbeutern ruandische Tutsi zählen, die 1994 selbst Opfer eines entsetzlichen Genozids wurden. Im August 2008 legte die ruandische Regierung zahlreiche Dokumente vor, die eine Mitschuld Präsident Mitterrands (und seiner Regierung) am Genozid an den Tutsi belegen sollten: Frankreich habe den Plan der Hutu zur Machtergreifung unterstützt; man habe auch die Bewaffnung der Hutu-Einheiten hingenommen, um den Einfluß Frankreichs in der Region auf Kosten der anglophonen Tutsi zu stärken.2 Wenn es gelänge, Mitterrand postum vor das Tribunal in Den Haag zu bringen, um diese Vorwürfe zu klären, wäre das eine wahre Großtat. Doch das Äußerste, zu dem sich die vom Westen dominierten internationalen juristischen Organisationen bislang in einem solchen Fall durchringen konnten, war die Festnahme Augusto Pinochets im Oktober 1998 – der ehemalige chilenische Diktator galt freilich schon vorher als politischer Schurke. Würde man einen Staatsmann wie Mitterrand (wenngleich postum) oder die französische Regierung anklagen, wäre eine wichtige Grenze überschritten: Zum erstenmal müßten sich führende westliche Politiker vor Gericht verantworten, die sich zuvor als Beschützer von Freiheit, Demokratie und Menschenrechten gaben. Von einem solchen Prozeß könnte man vieles lernen über die Komplizenschaft liberaler Mächte des Westens mit jenen Kräften, die von den Medien als Auslöser von Explosionen »authentischer« Barbarei in der Dritten Welt dargestellt werden. Im dichten kongolesischen Dschungel herrscht vermutlich wirklich tiefe Dunkelheit – doch ihr Herz schlägt anderswo: in den hell erleuchteten Chefetagen unserer High-Tech-Unternehmen.

    3.

    Das Mißverhältnis zwischen der gigantischen Fluktuation auf dem Finanzmarkt und dem beschränkten Volumen der »realen Wirtschaft« nimmt ein noch groteskeres Ausmaß an, wenn wir es mit kleinen Staaten zu tun haben, deren Reichtum von ihrer Integration in die globalen Finanzmärkte abhängt. Exemplarisch ist hier der Fall Islands, dem Land, das am härtesten von der Krise getroffen wurde.3 Noch im April 2007 präsentierte die isländische Regierung das Land wie folgt: »Lange Zeit lebte diese Nation unter harten Bedingungen, aber nachdem sie einmal Freiheit und Unabhängigkeit erlangt hatte, schaffte sie in weniger als einem Jahrhundert den Sprung von einem Entwicklungsland zu einem der reichsten Länder der Welt.« Im Oktober 2008, nur eineinhalb Jahre später, mußte sich Island auf Grund seiner der Dritten Welt vergleichbaren Inflationsrate die gemeine Bezeichnung »nordeuropäisches Simbabwe« gefallen lassen: Seine drei größten Banken kollabierten innerhalb einer Woche und ließen dabei Verbindlichkeiten zurück, die sich auf das Dreifache des Bruttoinlandsprodukts beliefen. Als die Regierung, nachdem sie die Banken verstaatlicht hatte, erklärte, Island werde diese Schulden nicht begleichen, wendete die englische Regierung (viele britische Bürger hatten ihr Geld bei isländischen Banken angelegt) ein Anti-Terror-Gesetz an, um das Vermögen dieser Banken in Großbritannien einzufrieren. Der Schock, den diese Maßnahme in Island auslöste, brachte Rassismus in seiner reinsten Form zum Vorschein: »Ja, aber ... Seht ihr denn nicht, daß wir Weiße sind?!«

    Und so fühlt sich die Krise im Land selbst an: 30 000 Euro schuldet der durchschnittliche Isländer Kreditinstitutionen – die Leute leihen sich nicht nur Geld, um ihre Wohnungen zu bezahlen, sondern auch um die Universität zu besuchen, ein Auto zu kaufen, zu reisen. »Junge Menschen, die hohe Kredite aufgenommen haben, um ihre überteuerten Wohnungen auf einem überhitzten Markt zu bezahlen, sind nun an diese Wohnungen gefesselt, die sie jedoch auf dem kollabierten Immobilienmarkt nicht verkaufen können, während – und puh, stellen Sie sich das einmal vor – die Kredite an einen Verbraucherindex gekoppelt sind, so daß in Zeiten der Inflation die Schulden proportional zu den Preisen steigen. Die Hypotheken der Leute sind in den letzten Monaten gewachsen: Sie schulden der Bank buchstäblich desto mehr Geld, je mehr sie zahlen.« Alle latenten Spannungen innerhalb der isländischen Gesellschaft sind also explodiert: »Negativität und finanzielle Probleme« galten bislang »als Tabus, als etwas, worüber man nicht spricht«, gleichzeitig boomte der »spiritistische New-Age-Eskapismus« und die Isländer halten den »Weltrekord im Verbrauchen von Antidepressiva«. »[S]o laufen die Dinge normalerweise in Island, wo Monopoly-Geld lange Zeit die grundlegende Tatsache verdeckte, daß das ganze Land 14 Familien gehört, die darüber entscheiden, wie die Dinge laufen sollen.«

    In der gegenwärtigen ideologischen Konstellation wird die Krise zweifellos nach den Regeln genutzt werden, die Naomi Klein in Die Schock-Strategie beschrieben hat: Starr vor Schreck werden die Isländer empfänglich für die Botschaft sein, es gelte in diesem Augenblick der Krise alle noch nicht verstummten Einwände von Umweltschützern, Feministen und Sozialisten zu ignorieren, die einzige Rettung bestünde vielmehr darin, alle öffentlichen Leistungen, die noch übrig sind, zu privatisieren: das Erziehungs- und das Gesundheitssystem, die Wasser- und die Energieversorgung etc. Und das wird nicht nur in Island passieren, sondern auf der ganzen Welt – die ersten Anzeichen für solche Manöver sind schon da.

    4.

    Marx schrieb, die bourgeoise Ideologe liebe es, zu historisieren: Jede soziale, religiöse oder kulturelle Form sei historisch, kontingent, relativ – jede mit Ausnahme der eigenen. Es habe eine Geschichte gegeben, doch diese sei jetzt vorbei. Im Modell des kapitalistischen Liberalismus sei sie an ihrem Ziel angelangt, die »natürliche« Gestalt sei gefunden. Heute gilt genau dasselbe für den liberal-demokratischen Kapitalismus: Er ist, wie Fukuyama es ausdrückt, das Ende der Geschichte. Und vernehmen wir nicht das Echo dieser Position im zeitgenössischen »diskursiven«, »anti-essentialistischen« Historismus (von Ernesto Laclau bis zu Judith Butler), der jede sozial-ideologische Einheit als das Produkt eines kontingenten diskursiven Kampfes um Hegemonie ansieht? Wie bereits Fredric Jameson bemerkte, hat der universalisierte Historismus einen eigenartigen ahistorischen Beigeschmack: Wenn wir einmal die radikale Kontingenz unserer Identität vollkommen akzeptieren und praktizieren, lösen sich irgendwie alle authentischen historischen Spannungen in die endlosen performativen Spiele einer ewigen Gegenwart auf. Hier ist eine schöne selbstbezügliche Ironie am Werk: Geschichte gibt es nur insofern, als noch Reste eines ahistorischen Essentialismus fortbestehen. Deshalb müssen radikale Anti-Essentialisten ihre ganze hermeneutisch-dekonstruktive Kunst aufwenden, um versteckte Spuren von »Essentialismus« in der scheinbar postmodernen »Risikogesellschaft« der Kontingenzen aufzuspüren. Just in dem Moment, in dem sie zuzugeben bereit wären, daß wir schon in einer »anti-essentialistischen« Gesellschaft leben, müßten sie sich nämlich der wahrhaft schwierigen Frage nach dem historischen Charakter des herrschenden radikalen Historismus stellen und klären, ob dieser nicht doch nur die ideologische Gestalt des »postmodernen« globalen Kapitalismus ist.

    Dieses alte Paradox der liberalen Ideologie ist in den zeitgenössischen Apologien des Endes der Geschichte mit neuer Wucht hervorgetreten. Kein Wunder, daß die Debatte über die Grenzen der liberalen Ideologie gerade in Frankreich so heftig ausfällt: Der Grund dafür ist nicht die lange französische Tradition des Etatismus, der dem Liberalismus mißtraut; der Grund ist vielmehr, daß die französische Distanz zum Mainstream des angelsächsischen Liberalismus eine externe Position bereitstellt, die nicht nur eine kritische Haltung ermöglicht, sondern überdies, die grundlegende ideologische Struktur des Liberalismus deutlicher wahrzunehmen. Es ist also wenig erstaunlich, daß man sich mit dem neoliberalen französischen Publizisten Guy Sorman befassen muß, wenn man wissen will, wie die klinisch reine, gleichsam im Labor destillierte Version der zeitgenössischen kapitalistischen Ideologie aussieht. Schon der Titel eines Interviews, das er kürzlich in Argentinien gegeben hat (»Diese Krise wird ziemlich schnell vorüber sein«) signalisiert, daß Sorman die wesentliche Anforderung erfüllt, der die Ideologie im Zusammenhang mit der Finanzkrise genügen muß. Es gilt, die Situation so rasch als möglich als normal erscheinen zu lassen: Im Moment sähe die Lage vielleicht tatsächlich übel aus, doch die Krise werde bald vorüber sein, sie sei lediglich ein Teil des Schumpeterschen Kreislaufs der kreativen Zerstörung, durch die sich der Kapitalismus nun einmal entwickle: Solche Krisen »sind unvermeidbar. Das ökonomische System basiert auf Innovation. Ohne Innovation gibt es keinen Fortschritt. Ohne Innovation und Fortschritt gibt es keine Krisen. [...] Tatsächlich gehen alle Krisen des Kapitalismus auf gescheiterte Innovationen zurück oder auf solche, die schlecht gemanagt wurden.« Der Kapitalismus habe unsere »Lebensbedingungen komplett verändert«, er habe »die Menschheit aus dem Elend geführt«, dennoch sei er bei den Menschen nicht beliebt, niemand gehe »auf die Straße, um für den Kapitalismus zu demonstrieren«. Es gehe darum, »dieses Paradox effizient zu verwalten« etc.4 (Zeitgleich zu dieser Normalisierung erleben wir das exakte Gegenteil: eine Panik, die von der Obrigkeit noch geschürt wird, um einen Schock in der breiteren Öffentlichkeit auszulösen. »Die Grundlagen unserer Lebensweise stehen auf dem Spiel!« heißt es dann, und solche Appelle sollen die Menschen darauf vorbereiten, die vorgeschlagenen, offensichtlich ungerechten Lösungen hinzunehmen.) Sorman geht dabei von der Annahme aus, daß sich die Ökonomie in den letzten Jahren, genauer seit dem Zusammenbruch des Sozialismus, in eine »harte« Wissenschaft verwandelt habe. Quasi unter Laborbedingungen sei erprobt worden, welches System das bessere sei: »Die besten Beispiele sind das geteilte Korea und das geteilte Deutschland. Man nahm ein Land, teilte es in zwei Hälften, setzte im Norden bzw. im Osten auf den Kommunismus und im Süden bzw. Westen auf den Kapitalismus; man wartete vierzig Jahre ab und verglich dann die Ergebnisse.« Und diese seien natürlich eindeutig.

    Aber ist die Ökonomie wirklich eine Wissenschaft? Beweist die gegenwärtige Krise nicht vielmehr – und das sagen sogar manche Experten –, daß niemand wirklich weiß, was zu tun ist? Der Grund hierfür ist, daß Erwartungen Teil des Spieles sind: Wie der Markt reagieren wird, hängt nicht nur davon ab, wie groß das Vertrauen der Menschen in bestimmte Interventionen ist, sondern vor allem davon, als wie stark sie das Vertrauen der anderen in diese Interventionen einschätzen. Man kann also nicht vorhersehen, welche Folgen die eigenen Handlungen haben werden. Sorman gibt durchaus zu, die Krise zeige, »daß die Selbstregulierung der Märkte nicht perfekt funktioniert«, daß »die ökonomischen Akteure nicht vollständig rational handeln und Gefühle in der Wirtschaft eine wichtige Rolle spielen«. Die Lösung dürfe dennoch nicht beim Staat gesucht werden. Zwar mehrten sich in der Krise die Stimmen, die staatliche Eingriffe fordern, doch die Staaten handelten »auch nicht rationaler als die ökonomischen Akteure«. Historisch hätten sie viel mehr Opfer zu verantworten als der Kapitalismus. »Die Politik ist also viel weniger rational als der Markt.« Die wichtigste Lehre der Krise bestehe also nicht darin, mehr staatliche Regulierung zu fordern, der Staat solle lediglich die Transparenz der Informationen garantieren. Außerdem gelte es in turbulenten Zeiten, den Kapitalismus, der zwar effizient, aber nicht immer beliebt sei, gegen seine Kritiker zu verteidigen. Selten wurde die Funktion der Ideologie in klareren Worten veranschaulicht: Die Überlegenheit des Kapitalismus wird aus der Natur des Menschen, seiner Emotionalität und seiner mangelnden Rationalität, selbst erklärt.

    5.

    Es ist demnach keineswegs ausgemacht, daß sich die Finanzkrise des Jahres 2008 langfristig als verkappter Segen erweisen wird oder als das Erwachen aus einem bösen Traum. Alles hängt davon ab, wie sie symbolisiert wird, welche ideologische Interpretation oder Erzählung sich durchsetzt und die allgemeine Wahrnehmung der Krise bestimmt. Wenn der normale Lauf der Dinge auf traumatische Weise gestört wird, öffnet sich das Feld für einen »diskursiven« ideologischen Wettstreit. So hat z. B. Hitler sich durchgesetzt, als es darum ging, den Deutschen in den zwanziger und frühen dreißiger Jahren die Krise der Weimarer Republik zu erklären und ihnen einen Ausweg zu weisen (er setzte dabei auf den »jüdischen Plot«); im Frankreich der vierziger Jahre war es dann Marschall Pétain, der die französische Niederlage am überzeugendsten erklärte. Die wichtigste Aufgabe der herrschenden Ideologie besteht folglich angesichts der aktuellen Krise darin, eine Erzählung zu etablieren, welche die Schuld für den Zusammenbruch nicht dem globalen kapitalistischen System als solchem zuschreibt, sondern lediglich sekundären, zufälligen Abweichungen vom ursprünglichen Plan: der zu lockeren rechtlichen Regulierung, der Korruption in den großen finanziellen Institutionen usw. Man sollte gegen diesen Trend auf der Schlüsselfrage beharren: Welcher »Fehler« im System als solchem macht eine solche Krise, einen solchen Zusammenbruch möglich? Man muß dabei vor allem im Hinterkopf behalten, daß die Maßnahmen, die uns in diese Situation gebracht haben, zunächst gut gemeint waren: Nach dem Platzen der Dotcom-Blase in den Jahren 2000/2001 war man sich bald parteiübergreifend einig, es gelte nun, Investitionen in Immobilien zu fördern, um die Wirtschaft am Laufen zu halten und eine Rezession in den USA zu verhindern – dafür zahlen wir heute den Preis.

    Die Gefahr besteht also darin, daß sich am Ende eine Erzählung durchsetzt, die uns nicht aufweckt, sondern die es uns ermöglicht, weiterzuträumen. Und wir sollten anfangen, uns nicht nur wegen der wirtschaftlichen Konsequenzen der Krise Sorgen zu machen, sondern auch, weil sie offensichtlich eine Versuchung darstellt, den »Krieg gegen den Terror« und den US-amerikanischen Interventionismus wiederzubeleben, um die Wirtschaft in Schwung zu halten.

    Die Lösung? Immanuel Kant setzte dem konservativen Motto »Räsonniert nicht, gehorcht!« bekanntlich nicht den Satz »Gehorcht nicht, räsonniert!« entgegen, sondern die Losung »Räsonniert so viel ihr wollt und worüber ihr wollt, aber gehorcht«. Wenn wir mit Dingen wie den diversen Rettungs- und »Bailout«-Plänen erpreßt werden, dann sollten wir uns zwar klarmachen, daß wir erpreßt werden, wir sollten aber auch der populistischen Versuchung widerstehen, unsere Wut auszuleben und uns damit am Ende selbst zu schaden. Anstatt unseren Ärger auf solch impotente Weise auszuagieren, sollten wir ihn lieber zügeln und in eine kalte Entschlossenheit verwandeln: Wir sollten entschlossen und auf wirklich radikalen Wegen anfangen darüber nachzudenken, in welcher Gesellschaft wir leben, wenn solche Formen der Erpressung möglich sind.

    (November 2008)

    Aus dem Englischen von Martin Stempfhuber 

    
    Einleitung: Causa locuta, Roma finita

    Roma locuta, causa finita – so funktioniert das hierarchische Machtuniversum: Das Einschreiten der höchsten Autorität – von »die Kirchensynode hat entschieden« bis »das Zentralkomitee hat beschlossen« und »die Menschen haben bei der Wahl ihren Willen deutlich gemacht« – setzt dem Streit ein Ende. Die Wette der Psychoanalyse lautet genau umgekehrt: Die Causa selbst soll sprechen, und Rom (das Imperium, das heißt der globale Kapitalismus) wird untergehen. Ablata causa tolluntur effectus heißt, »daß es Wirkungen nur wohlergeht in Abwesenheit der Ursache«.1 Was, wenn wir diesen Satz einfach umdrehen? Wenn die Ursache einschreitet, werden die Wirkungen vertrieben ...

    Aber welche (Ur-)Sache soll überhaupt sprechen? Für die »große Sache« sieht es heute, in der Ära der »Postmoderne«, schlecht aus, denn auch, wenn sich die ideologische Szene in viele verschiedene Positionen aufgeteilt hat, die um die Vormachtstellung ringen, besteht doch in einem Punkt weitgehend Einigkeit: Die Zeit der großen Erklärungen ist vorbei, gegen all die Fundierungstheorien ist ein »schwaches Denken« erforderlich, welches der rhizomatischen Textur der Realität gerecht wird; auch in der Politik sollten wir nicht mehr nach alles erklärenden Systemen und globalen emanzipatorischen Projekten streben, vielmehr sollte die gewaltsame Durchsetzung großer Lösungen spezifischen Formen des Widerstands und der Intervention Platz machen ... Sollten Sie auch nur die geringste Sympathie für diese Position empfinden, können Sie aufhören zu lesen und das vorliegende Büchlein wegwerfen.

    Der gesunde Menschenverstand sagt uns heute, daß wir unter Rückgriff auf die alte Unterscheidung zwischen Doxa (der zufälligen/empirischen Meinung oder Weisheit) und Wahrheit, oder noch radikaler: zwischen empirischem positivem Wissen und absolutem Glauben, eine Grenze ziehen sollten zwischen dem, was denkbar, und dem, was heute machbar ist. Das Äußerste, zu dem der Alltagsverstand sich heute vorwagt, ist ein aufgeklärter konservativer Liberalismus: Es gibt offensichtlich keine durchführbare Alternative zum Kapitalismus; gleichzeitig droht die kapitalistische Dynamik, wenn sie sich selbst überlassen wird, ihre eigenen Wurzeln zu untergraben. Das betrifft nicht nur die Dynamik der Ökonomie (die Notwendigkeit eines starken Staatsapparats zur Aufrechterhaltung des Marktwettbewerbs usw.), sondern mehr noch die ideologisch-politische Dynamik. Intelligente konservative Demokraten, von Daniel Bell bis zu Francis Fukuyama, sind sich bewußt, daß der gegenwärtige globale Kapitalismus dazu neigt, seine eigenen ideologischen Bedingungen zu untergraben (was Bell vor Jahren als »die kulturellen Widersprüche des Kapitalismus« bezeichnet hat). Der Kapitalismus kann nur gedeihen, wenn die Gesellschaft grundsätzlich stabil ist; das symbolische Vertrauen muß intakt sein und die Individuen müssen nicht nur anerkennen, daß sie selbst für ihr Schicksal verantwortlich sind, sondern auch auf die grundsätzliche »Fairneß« des Systems bauen – und dieser ideologische Hintergrund muß durch einen starken erzieherischen und kulturellen Apparat getragen werden. Entsprechend liegt die Antwort weder in einem radikalen Liberalismus à la Hayek noch in einem kruden Konservativismus und erst recht nicht in einem Festhalten an den alten Idealen des Wohlfahrtsstaats, sondern in einer Mischung aus Wirtschaftsliberalismus und einem minimal »autoritären« Gemeinschaftsgeist (der Betonung von gesellschaftlicher Stabilität, »Werten« usw.), der den Auswüchsen des Systems entgegenwirkt – danach handeln im Grunde selbst Sozialdemokraten des »Dritten Weges« wie Blair.

    Das also ist der Weisheit letzter Schluß – was darüber hinausgeht, bedarf eines Glaubenssprungs, bedarf des Glaubens an hoffnungslose Fälle, die innerhalb der Grenzen der skeptischen Weisheit zwangsläufig verrückt erscheinen müssen. Das vorliegende Buch spricht aus dem Innern dieses Glaubenssprungs – warum? Weil in einer Zeit der Krisen und Brüche das Problem darin besteht, daß die auf den Horizont des herrschenden gesunden Menschenverstands beschränkte skeptische empirische Weisheit selbst die Antwort nicht liefern kann – man muß also einen Glaubenssprung riskieren.

    Es geht hier um die Verschiebung von »ich spreche die Wahrheit« zu »die Wahrheit selbst spricht (in mir/durch mich)«, hin zu dem Punkt also, von dem aus ich wie Meister Eckhart sagen kann: »Es ist wahr, und die Wahrheit sagt es selbst.«2 Auf der Ebene des positiven Wissens ist es natürlich niemals möglich, zur Wahrheit zu gelangen (beziehungsweise mit Sicherheit sagen zu können, daß man sie erlangt hat) – wir können uns ihr nur unaufhörlich annähern, da die Sprache letztlich immer selbstbezüglich ist und es keine Möglichkeit gibt, endgültig zwischen Sophismus, sophistischen Übungen und der Wahrheit zu trennen (Platons Problem). Lacan stellt sich hier auf den Pascalschen Standpunkt und setzt auf die Wahrheit. Dabei geht es nicht um die »objektive« Wahrheit, sondern um die Wahrheit der Position, von der aus man spricht.

    Nach wie vor gibt es nur zwei Theorien, die einen solch engagierten Wahrheitsbegriff implizieren und praktizieren: den Marxismus und die Psychoanalyse. Beide Theorien sind von einem Ringen gekennzeichnet, nicht nur indem sie davon handeln, sondern indem sie mit sich selbst ringen: Sie sind keine Geschichte der Anhäufung neutralen Wissens, sondern zeichnen sich durch Schismen, Häresien und Ausschlüsse aus. Aus diesem Grund ist in beiden die Beziehung zwischen Theorie und Praxis eine wahrhaft dialektische, das heißt die einer irreduziblen Spannung: Die Theorie ist nicht nur die konzeptuelle Grundlage der Praxis, sie erklärt gleichzeitig auch, warum die Praxis letztendlich zum Scheitern verurteilt ist – oder, wie Freud prägnant formulierte, warum die Psychoanalyse nur in einer Gesellschaft wirklich möglich wäre, die ihrer nicht länger bedürfte. In ihrer radikalsten Form ist die Theorie eine der gescheiterten Praxis: »Darum ist es schiefgegangen ...« Man vergißt meistens, daß die fünf großen klinischen Berichte Freuds im Grunde Berichte eines Teilerfolgs und eines letztlichen Scheiterns sind; ebenso sind die größten marxistischen Beschreibungen revolutionärer Ereignisse durchweg Berichte großer Fehlschläge (des Deutschen Bauernkrieges, der Jakobiner in der Französischen Revolution, der Pariser Kommune, der Oktoberrevolution, der chinesischen Kulturrevolution ...). Ein solcher Blick auf das Scheitern stellt uns vor das Problem der Treue: Wie läßt sich das emanzipatorische Potential jener Fehlschläge bewahren und der doppelten Falle einer nostalgischen Vergangenheitsbezogenheit und einer allzu glatten Anpassung an »neue Gegebenheiten« entgehen?

    Die Zeit dieser beiden Theorien scheint vorbei zu sein. Wie Todd Dufresne kürzlich bemerkte,3 hat sich niemand in der Geschichte des menschlichen Denkens in bezug auf sämtliche Grundlagen ihrer Theorie so sehr geirrt wie Freud – mit Ausnahme von Marx, wie einige wohl hinzufügen würden. Und tatsächlich erscheinen die beiden im liberalen Bewußtsein nun als die vorrangigen »Komplizen« des 20. Jahrhunderts: Erwartungsgemäß folgte dem berüchtigten Schwarzbuch des Kommunismus, in dem sämtliche kommunistischen Verbrechen aufgelistet wurden,4 im Jahr 2005 das Schwarzbuch der Psychoanalyse mit einer Auflistung aller theoretischen Fehler und klinischen Täuschungen der Psychoanalyse.5 Immerhin auf diese negative Weise ist nun die tiefe Solidarität von Marxismus und Psychoanalyse für jeden sichtbar demonstriert worden.

    Es gibt allerdings auch Zeichen, die diese postmoderne Selbstzufriedenheit stören. In einem Kommentar zur zunehmenden Resonanz auf das Denken Alain Badious charakterisierte Alain Finkelkraut dieses kürzlich als »die gewaltsamste Philosophie, symptomatisch für die Wiederkehr der Radikalität und den Zusammenbruch des Antitotalitarismus«6 – ein wahrhaft überraschendes Eingeständnis des Scheiterns der langen und beschwerlichen Arbeit aller möglichen »Antitotalitaristen«, Verteidiger der Menschenrechte und Kämpfer gegen »altlinke Paradigmen«, von den französischen nouveaux philosophes zu den Vertretern der »Zweiten Moderne«. Was eigentlich tot, erledigt und vollkommen diskreditiert sein sollte, kehrt mit Macht zurück. Man kann ihre Verzweiflung verstehen: Wie kann es sein, daß, nachdem sie jahrzehntelang jedem, der es hören wollte (und vielen, die es nicht hören wollten), nicht nur in gelehrigen Abhandlungen, sondern auch in den Massenmedien die Gefahren totalitärer »Vordenker« aufgezeigt haben, diese Art der Philosophie nun in ihrer gewaltsamsten Form zurückkehrt? Haben die Leute nicht kapiert, daß die Zeit solcher gefährlichen Utopien vorüber ist? Oder haben wir es mit einer seltsamen, unabänderlichen Blindheit oder anthropologischen Konstante zu tun, einer Neigung, sich der totalitären Versuchung hinzugeben? Unser Vorschlag ist, die Perspektive umzukehren. Wie Badiou selbst es auf seine einzigartige platonische Weise ausdrücken würde, sind wahre Ideen ewig, sie sind unzerstörbar, sie kehren immer wieder, sobald sie für tot erklärt werden. Es reicht, daß Badiou diese Ideen wieder klar äußert, und schon tritt das geheimnisvolle antitotalitäre Denken als das zum Vorschein, was es wirklich ist: eine wertlose sophistische Übung, ein Pseudotheoretisieren der niedrigsten opportunistischen und überlebensorientierten Ängste und Instinkte, eine Denkungsart, die nicht nur reaktionär ist, sondern zutiefst reaktiv im Nietzscheanischen Sinne:

    Die kommunistische Hypothese bleibt richtig, ich sagte es, ich sehe keine andere. Wenn diese Hypothese aufgegeben werden muß, lohnt es in der Ordnung der kollektiven Aktion nicht der Mühe, irgend etwas zu tun. Ohne den Horizont des Kommunismus, ohne diese Idee, braucht im historischen und philosophischen Werden nichts den Philosophen zu interessieren. Jeder kümmere sich um seine Geschäfte, und damit Schluß. [In diesem Fall g]eben wir dem Rattenmann Recht, wie es übrigens auch einige frühere Kommunisten tun, sei es aus Gier nach Pfründen, sei es aus Mutlosigkeit. Aber an der Idee, an der Existenz der Hypothese festzuhalten heißt nicht, daß auch ihre erste Präsentationsform, die um das Eigentum und den Staat zentriert war, als solche festgehalten werden muß. Was uns als Aufgabe, ja sogar, könnte man sagen, als philosophisches Werden zugewiesen ist, ist dabei zu helfen, daß sich ein neuer Existenzmodus der Hypothese herausbildet [...].«7

    Leider gibt Badiou diesem Gedanken dann später eine eindeutig Kantische Wendung, wenn er den Kommunismus als eine »regulative Idee« bezeichnet und somit das Gespenst des »ethischen Sozialismus« wiederbelebt, dessen apriorische Norm die Gleichheit ist ... Was hier fehlt, ist der präzise Bezug auf eine Reihe von gesellschaftlichen Antagonismen, die den Kommunismus nötig machen – die gute alte Marxsche Vorstellung des Kommunismus nicht als Ideal, sondern als Bewegung, die auf aktuelle gesellschaftliche Antagonismen reagiert, behält nach wie vor ihre Gültigkeit. Die Auffassung des Kommunismus als »ewige Idee« impliziert, daß die Situation, die ihn hervorbringt, nicht minder ewig ist und daß der Antagonismus, auf den der Kommunismus reagiert, immer bestehen wird – von da aus ist es dann nur noch ein kleiner Schritt zu einer »dekonstruktivistischen« Interpretation des Kommunismus als Traum der Präsenz, der Abschaffung jeglicher entfremdenden Repräsentanz – ein Traum, der von seiner eigenen Unmöglichkeit zehrt.

    Das vorliegende Büchlein verfolgt drei Ziele: Als erstes die Diagnose unseres Status quo in diesem einmaligen gesellschaftlichen und ideologischen Augenblick des scheinbaren Triumphs des Kapitalismus; anschließend werden wir einige exemplarische Antworten der Linken auf das Dilemma kritisch diskutieren; und schließlich wollen wir uns auf jene Antagonismen konzentrieren, die den Kommunismus nach wie vor notwendig machen, und damit die Umrisse einer neuen linken Strategie skizzieren.

    
    I. Diagnose: Die atonale Welt des globalen Kapitalismus


    Die liberale Utopie


    In der heutigen Zeit, die sich selbst für postideologisch erklärt, ist die Ideologie mehr denn je ein Kampfplatz, auf dem unter anderem um die Aneignung früherer Traditionen gerungen wird. Eines der klarsten Anzeichen unseres Dilemmas ist die liberale Inbeschlagnahme von Martin Luther King, was an sich schon ein exemplarischer ideologischer Vorgang ist.1 Henry Louis Taylor bemerkte kürzlich: »Jeder – selbst das kleinste Kind – weiß, daß der herausragende Moment im Leben des Martin Luther King seine berühmte Rede ›Ich habe einen Traum‹ war. Aber niemand vermag über diesen einen Satz hinauszugehen. Alles, was wir wissen, ist, daß dieser Mensch einen Traum hatte. Wir wissen nicht, worin dieser Traum bestand.« Nachdem ihm die Massen 1963 bei seinem Marsch auf Washington zugejubelt hatten und er als »moralischer Führer unserer Nation« präsentiert worden war, ging King in der Folgezeit einen beschwerlichen Weg: Indem er sich in den folgenden Jahren auch anderen Themen als dem der Rassentrennung zuwandte, verlor er viel öffentliche Unterstützung und galt mehr und mehr als Paria. Laut Harvard Sitkoff beschäftigte er sich mit Fragen der Armut und des Militarismus, weil er sie für entscheidend hielt, »um die Gleichheit Realität werden zu lassen, nicht nur eine Bruderschaft der Rassen, sondern wirkliche Gleichheit«. King folgte, in Badious Worten, dem »Axiom der Gleichheit« weit über das Thema Rassentrennung hinaus. Er hatte sich gegen den Vietnamkrieg ausgesprochen und war zur Unterstützung streikender Müll- und Kanalarbeiter nach Memphis gekommen, als er 1968 dort erschossen wurde. »King zu folgen hieß, den unpopulären Weg zu gehen, nicht den populären.« (Melissa Harris-Lacewell)

    Sämtliche Merkmale, die wir heute mit liberaler Demokratie und Freiheit identifizieren (Gewerkschaften, allgemeines Wahlrecht, freie allgemeine Bildung, Pressefreiheit usw.), wurden durch langwierige, harte Kämpfe der unteren Klassen während des 19. Jahrhunderts errungen und waren alles andere als eine »natürliche« Folge kapitalistischer Verhältnisse. Erinnern wir uns an die Liste der Forderungen, mit der das Kommunistische Manifest endet: allgemeine und freie Bildung, allgemeine medizinische Versorgung ... Die meisten davon, mit Ausnahme der Abschaffung des Privatbesitzes an Produktionsmitteln, werden heute in »bourgeoisen« Demokratien weitgehend akzeptiert – als Folge der Kämpfe des Volkes. Rufen wir uns noch eine andere mißachtete Tatsache in Erinnerung: Die Gleichheit von Weißen und Schwarzen wird heute als Teil des amerikanischen Traums gefeiert und als offenkundiges politisch-ethisches Axiom wahrgenommen – in den 1920er und 1930er Jahren waren jedoch die Kommunisten die einzige poltische Kraft, die sich für die vollkommene Gleichberechtigung der Rassen einsetzte.2

    Lassen Sie uns also in die Tiefen der Ideologie eintauchen und unmittelbar auf das Problem der Demokratie eingehen. Walter Lippmann, die Ikone des amerikanischen Journalismus des 20. Jahrhunderts, spielte für das Selbstverständnis der US-Demokratie eine Schlüsselrolle. Obwohl politisch fortschrittlich (er setzte sich für eine faire Politik gegenüber der Sowjetunion ein usw.), schlug er eine Theorie der öffentlichen Medien vor, die einen beklemmenden Wahrheitseffekt hat. Er prägte den Begriff des manufacturing consent, der Fabrikation von Konsens, der später durch Chomsky berühmt wurde – allerdings faßte Lippmann ihn positiv auf. In Public Opinion von 1922 (dt. Die öffentliche Meinung, 1964) schrieb er, daß sich eine »herrschende Klasse« erheben und der Herausforderung stellen müsse – er sah die Öffentlichkeit wie Platon als große Bestie oder verwirrte Herde, die sich im »Chaos lokaler Meinungen« verrennt. Folglich müsse die Herde der Bürger von einer »spezialisierten Klasse« regiert werden, »deren Interessen über die Örtlichkeit hinausreichen« – diese elitäre Klasse solle als Wissensmaschinerie fungieren und so den Hauptmangel der Demokratie umgehen: das unmögliche Ideal des »omnikompetenten Bürgers«. Das ist die Art und Weise, wie unsere Demokratien funktionieren – mit unserer Zustimmung. An Lippmanns Äußerungen ist nichts Mysteriöses, sie verweisen auf offenkundige Tatsachen; das Mysteriöse ist, daß wir darum wissen und das Spiel dennoch mitspielen. Wir tun so, als ob wir frei wären und uns frei entscheiden könnten, und akzeptieren dabei nicht nur stillschweigend, sondern fordern regelrecht, daß ein (in die Form unserer freien Rede eingeschriebenes) unsichtbares Gesetz uns befiehlt, was wir tun und denken sollen. Wie Marx bereits vor langer Zeit erkannte, liegt das Geheimnis in der Form selbst.

    In diesem Sinne ist in einer Demokratie jeder normale Bürger ein König – aber einer in einer konstitutionellen Demokratie: ein König, der nur formell entscheidet und dessen Funktion darin besteht, Maßnahmen zu unterzeichnen, die ihm von der ausführenden Verwaltung unterbreitet werden. Das Problem demokratischer Rituale gleicht daher dem großen Problem der konstitutionellen Demokratie: Wie läßt sich die Würde des Königs wahren? Wie kann man den Anschein aufrechterhalten, daß der König tatsächlich entscheidet, obwohl jeder weiß, daß es nicht so ist? Trotzki hatte daher recht mit seinem grundsätzlichen Vorwurf gegen die parlamentarische Demokratie, der nicht lautete, daß sie ungebildeten Massen zuviel Macht verleihe, sondern daß sie diese paradoxerweise zu passiv mache und die Initiative dem Apparat der Staatsmacht überlasse (im Gegensatz zu den »Sowjets«, den Räten, in denen sich die arbeitenden Klassen unmittelbar selbst mobilisieren und Macht ausüben). Was wir die »Krise der Demokratie« nennen, entsteht folglich nicht, wenn die Leute aufhören an ihre eigene Macht zu glauben, sondern, im Gegenteil, wenn sie den Eliten nicht mehr vertrauen, die sich an ihrer Stelle auskennen und immer dann die Marschrichtung vorgeben sollen, sobald bei den Leuten Angst aufkommt, die sie ahnen läßt, daß »der (wahre) Thron leer ist« und die Entscheidung nun wirklich bei ihnen liegt.

    Wenn man beschuldigt wird, die Demokratie zu untergraben, sollte man daher mit einer Paraphrase jener Erwiderung auf den ähnlichen Vorwurf (daß die Kommunisten die Familie, das Eigentum, die Freiheit usw. unterminieren) reagieren, die bereits im Kommunistischen Manifest enthalten ist: Sie wird schon von der herrschenden Ordnung selbst untergraben. Ebenso wie die Freiheit (des Marktes) für diejenigen Unfreiheit bedeutet, die ihre Arbeitskraft verkaufen, und die Familie durch die legalisierte Prostitution der bürgerlichen Familie untergraben wird, wird die Demokratie durch ihre parlamentarische Form und die mit ihr einhergehende Passivität der großen Mehrheit untergraben und nicht zuletzt durch die zunehmenden exekutiven Vollmachten in Folge der sich ausbreitenden Logik des Ausnahmezustands.


    Die verstörenden Klänge des »Türkischen Marsches«


    Die These, daß es sich bei unserer »real existierenden Demokratie« um eine passivmachende Ideologie handele, ist keine abstrakte Erkenntnis, sondern ein Prinzip, das ganz konkret in unseren politischideologischen Verwirrungen wahrnehmbar ist. Am 16. September 2007 warnte der französische Außenminister Bernard Kouchner die Welt vor der Gefahr eines Krieges wegen des iranischen Atomprogramms: »Wir müssen uns auf das Schlimmste vorbereiten, und das Schlimmste ist ein Krieg.« Diese Äußerung rief erwartungsgemäß heftige Kritik hervor, die sich vor allem an dem entzündete, was der UN-Nothilfekoordinator John Holmes als den »irakischen Makel« bezeichnet hat: Nach dem Skandal um die irakischen Massenvernichtungswaffen, die als Ausrede für die Invasion herhalten mußten, hat eine derartige Drohung jede Glaubwürdigkeit verloren – warum sollten wir den Vereinigten Staaten und ihren Alliierten jetzt noch glauben, nachdem sie uns so schonungslos betrogen haben?

    Kouchners Warnung enthält allerdings noch einen anderen Aspekt, der weitaus beunruhigender ist. Als der frisch gewählte Präsident Sarkozy mit Kouchner einen großen Menschenrechtler und den Sozialisten nahestehenden Politiker zum Chef des Quai d’Orsay ernannte, feierten selbst manche Kritiker Sarkozys dies als eine angenehme Überraschung. Inzwischen ist klargeworden, was diese Nominierung bedeutet: die Rückkehr der Ideologie des »militaristischen Humanismus« oder gar des »militaristischen Pazifismus«. Problematisch an dieser Bezeichnung ist nicht, daß sie ein Oxymoron ist und an Slogans wie »Frieden ist Krieg« aus Orwells Roman 1984 erinnert; vielmehr ist die allzu einfache pazifistische Haltung »mehr Bomben und Morde bringen niemals Frieden« ein Schwindel: Frieden muß oft erkämpft werden. Auch daß das neue Ziel, wie im Fall des Irak, wieder nicht aus rein moralischen Erwägungen, sondern aufgrund von nichteingestandenen geopolitischen und wirtschaftlichen Strategieinteressen gewählt wurde, ist nicht das wahre Problem. Das Problem am »militaristischen Humanismus« ist nicht das »Militaristische«, sondern der »Humanismus«. Es liegt in der Tatsache, daß eine militärische Intervention als humanitäre Hilfe ausgegeben und direkt durch die der Politik übergeordneten allgemeinen Menschenrechte gerechtfertigt wird. Jeder, der sich dagegen ausspricht, stellt sich somit nicht nur einfach auf die Seite des Feindes in einem bewaffneten Kampf, sondern trifft eine kriminelle Entscheidung, die ihn aus der internationalen Gemeinschaft der zivilisierten Nationen ausschließt.

    Dies ist der Grund dafür, daß es in der neuen globalen Ordnung keine Kriege im alten Sinne eines regulierten Konflikts souveräner Staaten mehr gibt, für den bestimmte Regeln gelten (Behandlung von Gefangenen, Verbot bestimmter Waffen usw.). Übrig bleiben »ethnisch-religiöse Konflikte«, die gegen die Regeln der allgemeinen Menschenrechte verstoßen; sie gelten nicht als richtige Kriege und erfordern die Intervention der westlichen Mächte – um so mehr, wenn es sich um direkte Angriffe auf die USA und andere Vertreter der neuen Weltordnung handelt. Auch hierbei handelt es sich nicht um richtige Kriege, sondern lediglich um Handlungen »gesetzloser Kämpfer«, die sich den Mächten der universellen Ordnung in krimineller Weise widersetzen. Hier kann man sich kaum mehr vorstellen, daß eine neutrale humanitäre Organisation wie das Rote Kreuz zwischen den Kriegsparteien vermittelt, den Austausch von Gefangenen regelt und ähnliches. Die eine Seite des Konflikts (die US-dominierte Weltmacht) sieht sich bereits selbst in der Rolle des Roten Kreuzes, sie nimmt sich nicht als eine der Kriegsparteien wahr, sondern als Mittler des Friedens und der globalen Ordnung, der einzelne Aufstände niederschlägt und gleichzeitig humanitäre Hilfe für die »örtliche Bevölkerung« leistet.

    Die entscheidende Frage lautet daher: Wer ist jenes »Wir«, in dessen Namen Kouchner spricht? Wer gehört dazu, und wer ist davon ausgeschlossen? Ist dieses »Wir« tatsächlich die »Welt«, die unpolitische Gemeinschaft zivilisierter Menschen, die im Namen der Menschenrechte agiert? Eine unerwartete Antwort darauf (oder eher eine Komplizierung) erfolgte einen Monat später, am 17. Oktober, als das türkische Parlament trotz des Drucks der Vereinigten Staaten mit großer Mehrheit die eigene Regierung ermächtigte, nach Belieben Militäroperationen gegen kurdische Rebellen im Irak durchzuführen. Syriens Präsident Baschar al-Assad, der damals gerade auf Staatsbesuch in der Türkei weilte, gab zu dieser Entscheidung letztlich den Ausschlag, als er sich für das Recht der Türkei aussprach, »gegen Terrorismus und terroristische Umtriebe« tätig zu werden.

    Die Türkei erscheint in diesem Zusammenhang wie ein Eindringling (und dazu noch einer, dem es in Menschenrechtsfragen an Glaubwürdigkeit mangelt – man denke an die Leugnung des armenischen Völkermords), der in den geschlossenen Kreis des »Wir« eingebrochen ist, den Kreis derer, die de facto das Monopol auf den militärischen Humanismus besitzen. Unser Unbehagen hierbei gleicht dem eines Gastgebers, auf dessen Party ein Gast erscheint, der so tut, als gehöre er dazu, sich aber nicht zu benehmen weiß ... Das Unangenehme an der Situation ist nicht die »Andersheit« der Türkei, sondern ihr Anspruch auf Gleichheit. Solche Situationen offenbaren die ungeschriebenen Gesetze, stillen Verbote und Ausschlüsse, die das »Wir« der aufgeklärten Menschheit bestimmen.

    Die ungeheure Ironie dabei ist, daß die Aussicht auf einen türkischen Marsch Richtung Irak in der inoffiziellen Hymne der Europäischen Union, der »Ode an die Freude« aus dem letzten Satz von Beethovens Neunter Sinfonie, bereits vorweggenommen wird. Das Stück ist ein echter »leerer Signifikant«, es kann für alles oder nichts stehen. In Frankreich erhob Romain Rolland es zu einer humanistischen Ode an die Brüderlichkeit aller Menschen (»die Marseillaise der Menschheit«); 1938 wurde es als Höhepunkt der Reichsmusiktage aufgeführt, später zu Hitlers Geburtstag; im China der Kulturrevolution, in einer Atmosphäre der Ablehnung europäischer Klassiker, wurde es als Ausdruck des fortschreitenden Klassenkampfes rehabilitiert, während es im heutigen Japan Kultstatus erlangt hat, wo seine vermeintliche Botschaft »Freude durch Leid« mit der Gesellschaftsstruktur verwoben ist; bis Ende der 1960er Jahre, der Zeit also, als West- und Ostdeutschland bei Olympischen Spielen noch eine gemeinsame Mannschaft stellten, wurde das Lied für deutsche Goldmedaillengewinner gespielt und das rassistische weiße Regime von Ian Smith in Rhodesien, das zur selben Zeit seine Unabhängigkeit erklärte, um die Apartheid beibehalten zu können, machte es zur Nationalhymne. Selbst Abimael Guzmán, der heute inhaftierte Anführer der Bewegung Leuchtender Pfad nannte auf die Frage, welche Musik er möge, den vierten Satz von Beethovens Neunter Symphonie. Wir könnten uns also ohne weiteres eine fiktive Aufführung vorstellen, bei der sämtliche Erzfeinde, von Hitler bis Stalin, von Bush bis Saddam, für eine kurze Zeit ihre Widrigkeiten vergessen und gemeinsam an einem magischen Moment ekstatischer Brüderlichkeit teilhaben ...

    Das Musikstück weist allerdings eine eigentümliche Unausgewogenheit auf. In der Mitte des Satzes, nachdem wir die Hauptmelodie (das Freudenthema) in drei orchestralen und drei gesungenen Variationen gehört haben, geschieht, an diesem ersten Höhepunkt, etwas Unerwartetes, das den Kritikern der letzten 180 Jahre seit der Uraufführung zu schaffen macht: Bei Takt 331 ändert sich der Ton vollkommen und inmitten des feierlich hymnischen Verlaufs wird das Freudenthema plötzlich im Stil einer Marcia alla turca (»Türkischer Marsch«) wiederholt, der an die Militärmusik für Holzbläser und Schlaginstrumente angelehnt ist, welche die europäischen Armeen im 18. Jahrhundert von den türkischen Janitscharen übernahmen. Die Stimmung schlägt an dieser Stelle in die eines Karnevalsumzugs, eines närrischen Treibens um – einige Kritiker haben die »absurden Grunzlaute« der Fagotte und Baßtrommeln, die den Anfang der Marcia alla turca begleiten, sogar mit Fürzen verglichen ... Ab diesem Punkt geht dann alles schief, und die schlichte feierliche Würde des ersten Teils des Satzes ist unwiederbringlich dahin.

    Doch was wäre, wenn die Sache nicht erst bei Takt 331 mit dem Einsatz der Marcia alla turca aus dem Ruder läuft? Was, wenn sie schon von Anfang an schiefgeht? Wir sollten akzeptieren, daß der Ode an die Freude eine gewisse Falschheit und Abgeschmacktheit innewohnt und daß das nach Takt 331 einsetzende Chaos somit eine Art »Wiederkehr des Verdrängten« ist, ein Symptom dessen, was von Anfang an falsch war. Unter dieser veränderten Perspektive können wir die Marcia dann als Rückkehr zur Normalität des Alltags wahrnehmen, der der grotesk zur Schau gestellten Bedeutungsschwere ein Ende macht und uns wieder auf den Boden der Tatsachen zurückholt, als wollte sie sagen: »Ihr wollt die Brüderlichkeit aller Menschen feiern? Hier habt ihr sie, die wahre Menschheit.«

    Und gilt heute nicht dasselbe für Europa? Nach der Einladung »Seid umschlungen Millionen« endet die zweite Strophe der von Beethoven vertonten Schiller-Ode »An die Freude« mit den ominösen Worten: »Und wer’s nie gekonnt, der stehle / Weinend sich aus diesem Bund!« Die gegenwärtige Krise der Europäischen Union zeigt sich am deutlichsten an der Türkei: Für viele Wähler war der Hauptgrund für ihr »Nein« bei den jüngsten Volksabstimmungen in Frankreich und den Niederlanden die Ablehnung einer Mitgliedschaft der Türkei. Das »Nein« kann rechtspopulistisch begründet werden (nein zur türkischen Bedrohung unserer Kultur, nein zu billigen Arbeitskräften aus der Türkei) oder im liberal-multikulturalistischen Sinne (der Türkei sollte der Beitritt verweigert werden, weil sie die Menschenrechte nicht genügend achtet, wie sich an ihrem Umgang mit den Kurden zeigt). Und die gegenteilige Ansicht, das »Ja«, ist genauso falsch wie Beethovens Schlußkadenz.

    Der aktuelle Fall der Türkei ist entscheidend für das Verständnis der kapitalistischen Globalisierung. Die politischen Befürworter der Globalisierung sind Ministerpräsident Erdogan und seine »gemäßigt« islamistische Regierungspartei. Es sind die extrem nationalistischen, säkularen Kemalisten, die Vertreter eines souveränen Nationalstaats, die eine vollständige Integration in den globalen Raum ablehnen (und auch Bedenken hinsichtlich des EU-Beitritts der Türkei haben), während die Islamisten kein Problem damit haben, ihre religiös-kulturelle Identität mit der wirtschaftlichen Globalisierung zu vereinbaren. Das Beharren auf der eigenen kulturellen Identität steht der Globalisierung nicht im Weg; das wahre Hindernis ist vielmehr der transkulturelle Universalismus des Nationalstaats.

    Soll man die Türkei also der Union beitreten lassen, oder soll sie sich »weinend aus diesem Bund stehlen«? Kann Europa den türkischen Marsch überleben? Und was ist, wenn, wie im Finale von Beethovens Neunter, das eigentliche Problem nicht die Türkei, sondern die Grundmelodie selbst ist, das Lied der europäischen Einheit, wie es uns von der postpolitischen technokratischen Elite in Brüssel vorgespielt wird? Was wir brauchen, ist eine vollkommen neue Grundmelodie, eine neue Definition von Europa. Der Grund für die Ratlosigkeit der EU im Umgang mit der Türkei ist nicht das Land selbst; der Stillstand bei den Verhandlungen um die europäische Verfassung zeigt, wie groß die Verunsicherung innerhalb des europäischen Projekts ist und daß die Suche nach der eigenen Identität in vollem Gange ist.

    In seiner Schrift Zum Begriff der Kultur stellte der große Konservative T. S. Eliot fest, daß es Momente gibt, in denen man nur die Wahl zwischen Sektierertum und Unglauben hat und in denen eine Religion nur durch eine sektiererische Abspaltung von ihrem Hauptkörper am Leben erhalten werden kann. Darin liegt heute unsere einzige Chance. Nur durch eine solche »sektiererische Abspaltung« vom althergebrachten europäischen Erbe, nur indem wir uns vom verfallenden Körper des alten Europa trennen, können wir das europäische Erbe am Leben erhalten. Die Aufgabe ist nicht leicht, und sie zwingt uns zu einem riskanten Schritt ins Ungewisse – die einzige Alternative ist jedoch der schleichende Verfall, die allmähliche Verwandlung Europas in das, was Griechenland für das hochentwickelte Römische Reich war: ein Ziel für nostalgische Kulturtouristen ohne wirkliche Bedeutung.

    Die Politik der Reinkarnation


    Wenn ein enger Nachbar wie die Türkei schon solche Probleme verursacht, kann man sich unschwer vorstellen, welche Schwierigkeiten und Verwirrungen erst ein entfernter Nachbar wie China auslösen muß! Die liberalen westlichen Medien hatten gut lachen, als die Staatsverwaltung für religiöse Angelegenheiten der Volksrepublik China im August 2007 ein Gesetz über »Maßnahmen zum Management der Reinkarnation lebendiger Buddhas im tibetischen Buddhismus« verabschiedete, das zum 1. September in Kraft trat. Mit diesem »wichtigen Schritt, das Management der Reinkarnation zu institutionalisieren«, werden die Bedingungen und Verfahrensweisen für Wiedergeburten festgelegt – um es kurzzufassen: Buddhistischen Mönchen ist seitdem eine Reinkarnation ohne staatliche Erlaubnis untersagt, niemand außerhalb Chinas darf den Reinkarnationsprozeß beeinflussen und nur Klöster innerhalb Chinas können eine Genehmigung beantragen.

    Bevor wir nun vor Wut über Chinas kommunistischen Totalitarismus explodieren, der das Leben seiner Bürger jetzt sogar noch nach deren Tod kontrollieren will, sollten wir uns in Erinnerung rufen, daß ein solches Vorgehen in der Geschichte der europäischen Frühmoderne nicht unbekannt ist. Im Augsburger Religionsfrieden von 1555, dem ersten Schritt zum Westfälischen Frieden von 1648, der den Dreißigjährigen Krieg beendete, wurde die Religion des Landesherren zur offiziellen Religion eines Gebiets oder Landes erklärt (cuius regio, eius religio). Dies hatte die Tolerierung des Protestantismus durch die Katholiken in Deutschland zur Folge; allerdings mußten jedesmal, wenn ein neuer Herrscher mit einer neuen Religion an die Macht kam, sehr viele Menschen ihre Glaubenszugehörigkeit ändern. Der erste große institutionelle Schritt zur religiösen Toleranz im modernen Europa beinhaltet also ein Paradox derselben Art wie das erwähnte chinesische Gesetz: Der religiöse Glaube eines Menschen, bei dem es um dessen innerste spirituelle Erfahrung geht, wird von den Launen seines weltlichen Fürsten bestimmt.

    Die chinesische Regierung regelt etwas, das sie nicht nur toleriert, sondern sogar unterstützt.
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